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Vor dem Hintergrund, dass die oben genannten Entwürfe noch nicht mit den anderen Bun​desressorts abgestimmt worden sind, werden wir uns in der nachfolgenden Stellungnahme auf die wesentlichen Punkte konzentrieren. 

1. Mit dem vorgelegten Gesetz zur Neuregelung des Vergaberechts wird aus unserer Sicht das Ziel des Bürokratieabbaus nicht erreicht. Dieser Bürokratieabbau wurde in der Regierungserklärung durch den Bundeskanzler am 17. März 2005 angekündigt.

2. Die Einrichtung eines Korruptionsregisters beim Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhr​kontrolle wird von uns ausdrücklich unterstützt. 

3. Bei der Anpassung an das EU-Vergaberecht wurde in dem vorgelegten Gesetz von der Möglichkeit weiterer Anforderungen, wie zum Beispiel der Tariftreue, nicht Gebrauch gemacht. 

Dieser Punkt stellt für die Gewerkschaften den zentralen Aspekt beim Vergaberecht dar.

Gerade vor dem Hintergrund der EU-Osterweiterung seit 2004 und der jetzt diskutierten EU-Dienstleistungsrichtlinie muss davon ausgegangen werden, dass sozialversiche​rungspflichtige Arbeit in Deutschland zunehmend unter Druck gerät, sofern eine Tarif​treue im Vergabegesetz nicht mit Bestandteil ist.

Bezüglich des Tariftreuegesetzes gibt es eine Koalitionsvereinbarung von SPD und Grünen aus dem Jahre 2002 in der es unter anderem heißt: 

„...Tarifverträge als Mindestregelungen sind wichtige Voraussetzungen für fairen Wett​bewerb. Aus diesem Grunde werden wir auch das Tariftreuegesetz wieder einbringen.“

Auch wenn das damalige Tariftreuegesetz im Bundesrat am 31. Mai 2002 durch die Stimmenmehrheit von CDU und CSU im Bundesrat scheiterte, beziehen wir uns hier auf die vorgenannte Koalitionsvereinbarung der jetzigen Bundesregierung. Für den Bau​sektor bestehen in den CDU geführten Bundesländern Bayern, Niedersachsen, Saar​land und Hamburg entsprechende Tariftreuegesetze.

Die Anforderungen bezüglich Fachkunde, Zuverlässigkeit und Leistungsfähigkeit sind wesentliche Anforderungen, die jeder Bieter erfüllen muss. Weitergehende Anforderun​gen sind notwendig, damit das Vergabegesetz seine Wirkung entwickeln kann. 

Das Europarecht hindert die Bundesregierung nicht daran, solche Anforderungen aufzu​nehmen. Sofern die Tariftreue nicht Bestandteil eines neuen Vergaberechts wird, muss in Zukunft von weiter zunehmenden Wettbewerbsverzerrungen bei öffentlichen Aufträ​gen, auch im Bausektor, ausgegangen werden. Unfaire Wettbewerbspraktiken werden durch den massiven Einsatz von Billiglohnkräften erfolgen. Der Wettbewerb darf aber nicht auf Kosten der Beschäftigten ausgetragen werden. Die Tariftreue kann somit zur Stabilisierung der wirtschaftlichen Situation, zur Sicherung von Arbeitsplätzen beitragen. Somit ist sie ein Element für den sozialen Frieden und den Zusammenhalt in unserer Gesellschaft. Die durch die Vergrößerung der EU wird die Tariftreue noch wichtiger.

Durch die Tariftreue bei öffentlichen Aufträgen, erhalten gerade mittelständige Unter​nehmen vernünftige Kalkulationsgrundlagen. Somit ist eine Abwärtsspirale und eine Unterbietungskonkurrenz, die bis in den Bereich der Illegalität zwangsläufig führen muss, auszuschließen. Die öffentlichen Auftraggeber haben in der Frage der Anwen​dung von Tarifverträgen eine Vorbildfunktion und dürfen nicht den Auftragnehmer mit einem öffentlichen Auftrag bevorzugen, der bei seiner Kalkulation ganz offensichtlich Tarifstandards nicht einhält. 

Da öffentliche Aufträge insbesondere bei Gemeinden und Städten erfolgen, sollte der Schwellenwert auf 10.000 Euro bei öffentlichen Aufträgen gesenkt werden.

Die Zulässigkeit von Tariftreueverpflichtungen mit einer am Ort der Leistungserbringung bestehenden Tarifverträge, ist aus unserer Sicht notwendig. Mit einem Tariftreuegesetz würden Betriebe lediglich verpflichtet, die tariflichen Entgelte zu zahlen, es tangiert somit nicht die negative Koalitionsfreiheit aus dem Grundgesetz.

4. Das Vergabegesetz muss auch arbeitsmarktpolitische Maßnahmen und Dienstleistun​gen gleichermaßen berücksichtigen und absichern, wie in den zuvor genannten Punkten beschrieben. 

Die Vergabe wird durch ein Vorauswahlsystem möglicher und geeigneter Bieter ergänzt. Nur diese Anbieter, die vorgegebene Standards erfüllen, können sich am Hauptverfah​ren beteiligen. Das „Präqualifikationsystem“ bei Arbeitsmarktdienstleis​tungen muss Mindeststandards an die Leistungserbringung öffentlicher Aufträge setzen, die eben gerade nicht von jedem beliebigen Unternehmen (also etwa Briefkastenfirmen) zu erfüllen sind.

Mindeststandards für arbeitsmarktpolitischen Dienstleistungen sind unter anderem:

· das Vorhandensein einer funktionierenden Infrastruktur (räumliche und technische Voraussetzungen),

· die Einbindung in die Strukturen des örtlichen und regionalen Arbeitsmarktes („orts​nahe Leistungserbringung“; Beteiligung an regionalen Netzwerken, Kontakte zu Ar​beitgebern),

· Existenz und Anwendung eines pädagogischen wie arbeitsmarktpolitischen Ge​samtkonzepts beim Anbieter,

· das Vorhandensein festangestellten qualifizierten Personals, und die Anwendung des jeweiligen ortsüblichen Tarifs seitens der Anbieter, 

· die Fähigkeit und Bereitschaft, zielgruppenspezifische Fördermaßnahmen anzu​wenden und schnellstmöglich zu implementieren,

· die Existenz einer zielgruppenspezifischen zeitgemäßen sozialpädagogischen Betreuung,

· Darlegung bisheriger arbeitsmarktpolitischer Ergebnisse/ Erfolge in der Region,

· die Anwendung eines erprobten Qualitätsmanagementsystems.

Ähnlich wie die Anerkennung von „freien Trägern der Jugendhilfe“ nach § 75 SGB VIII könnte als Voraussetzung für die Beteiligung am Vergabeverfahren, die Anerkennung von „Trägern der Arbeitsförderung“ gemäß § 21 SGB III vorgesehen werden. Bei der Anerkennung können dann die oben genannten Qualitätskriterien zur Anwendung kom​men.

Bei arbeitsmarktpolitischen Dienstleistungen muss auch die Verankerung des „sozial​rechtlichen Dreiecksverhältnisses“ (u.a. mit Wunsch- und Wahlrecht der Betroffenen bei der Auswahl sozialer Dienstleistungen wie in § 5 KJHG/ § 9 SGB IX) in Betracht gezo​gen werden. Dabei ist klar(er) festzulegen, wo eine Vergabe über Konzessions- und Dienstleistungsverträge mit bestimmten Anbietern erfolgen kann oder soll. Das bedeutet, dass den dort genannten gemeinnützigen und freien Einrichtungen und Diensten (der freien Wohlfahrtspflege) ein Vorrang bei der Erbringung von sozialen Dienstleistungen im Wege des Abschlusses von Leistungsverträgen mit dem öffentlichen Auftraggebern zukommt, der rechtlich dem Wettbewerbsprinzip (und damit allen Vergabeverfahren nach GWB und VOL/A) vorgeht.

Der Gedanke beruht auf der Erwägung, dass nach dem deutschen Sozialstaatsver​ständnis keineswegs alle beliebigen Unternehmen die sozialen Dienstleistungen im Rahmen der Sozialgesetz-Bücher erbringen können und sollen (wie dies das europäi​sche Wettbewerbsrecht nahe legt). Den Trägern der Wohlfahrtspflege, aber auch lang​jährig tätigen, auf Landesebene anerkannten Einrichtungen sowie kommu​nalen Ein​richtungen, die der Grundversorgung im sozialen und Bildungsbereich dienen, müsste somit ein „Vorgriffsrecht“ auf zu beschaffende Arbeitsmarktdienstleistungen von den mit ihnen zusammenarbeitenden Arbeitsagenturen eingeräumt werden, aber auch sie müs​sen die präqualifizierenden Standards erfüllen.

Entscheidend ist darüber hinaus, dass bei sozialen Dienstleistungen ein Mitbestim​mungsrecht der Betroffenen (Klienten) - das „Wunsch- und Wahlrecht“ -  über die Aus​wahl der Leistungsträger existiert.

Entscheidend für Durchschlagskraft und Erfolg eines Vergabegesetzes ist, wie die zZt in § 97 GWB niedergelegten Grundsätze (Vergabe nur an fachkundige, leistungsfähige, geeignete und zuverlässige Bewerber; Zuschlag für das wirtschaftlichste, nicht das preisgünstigste Angebot ) umgesetzt werden. Hierfür haben einige Bundesländer bereits Vorgaben gemacht, die auch für das Bundesvergaberecht eine Orientierung sein könn​ten.

Zusammenfassend möchten wir darlegen, dass die Tariftreue zwingend in ein neues Verga​begesetz aufgenommen werden muss, ansonsten geraten tarifliche- und soziale Standards zunehmend unter Druck und bewirken sozialpolitische Folgen, die insbesondere die sozialen Sicherungssysteme und politischen Verhältnisse in Deutschland nicht zuträglich sind. Viele Beispiele zeigen, dass mit der immer weiter zurückgehenden sozialversicherungspflichtigen Arbeit, soziale Versicherungssysteme in elementare Schwierigkeiten geraten und darüber hinaus, Menschen in Deutschland den europäischen Gedanken nicht als gegenseitige Billig​konkurrenz verstehen wollen.
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